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muss, wenn die Lebenserwartung
steigt. Entweder man leistet länger
Pensionsbeiträge, zahlt höhere Beiträ-
ge oder erhält geringere Pensionsleis-
tungen. Höhere Beiträge wären eine
unverhältnismässige Belastung der
Wirtschaft und des arbeitenden Teils
der Bevölkerung, der in Zukunft auf-
grund des Generationenaufbaus ohne-
hin schon eine wesentlich grössere An-
zahl an Pensionisten pro Kopf erhalten

muss. Eine Reduktion der Pensionsleis-
tungen auf Schweizer Niveau kann
zwar für eine gewisse Zeit die finan-
zielle Situation verbessern und ein
sinnvolles Reformelement sein, sie ist
aber alleine auch keine nachhaltige
Option. Wir werden daher längerfristig
nicht um längere Beitragszeiten he-
rumkommen.

Wir sollten aber nicht einfach das
Pensionsalter hinaufsetzen. Wir sollten
uns vielmehr Gedanken machen, wie
wir unser System der Altersvorsorge
grundsätzlich verbessern können. Sol-
len wir von einem Mindestpensionsal-
ter auf eine Mindestanzahl an Beitrags-
jahren umstellen, um insbesondere je-

nen entgegenzukommen, die zwar
früh mit dem Arbeitsleben beginnen,
die Arbeit aber aufgrund von physi-
scher Anstrengung auch früh aufgeben
müssen? Sollen wir die Mindestanzahl
an Beitragsjahren an die Lebenserwar-
tung knüpfen, um wie einige Staaten
einen automatischen Nachhaltigkeits-
faktor in unsere Altersvorsorge einzu-
bauen? Gibt es Fehlanreize bei unserer
Altersvorsorge, die wir beseitigen sol-
len? Sollen wir auch Reformen der
zweiten Säule der Altersvorsorge vor-
nehmen, um in Zukunft Probleme wie
bei der Pensionsversicherung für das
Staatspersonal zu vermeiden?

Neben der allgemeinen Altersvorsor-
ge müssen wir besonders bei der Al-
terspflege mit einer Finanzierungslü-
cke rechnen und entsprechende Re-
formmassnahmen setzen. Auch bei un-
serem Gesundheitssystem werden wir
uns fragen müssen, wie und wie viel
wir in Zukunft für die Gesundheit aus-
geben wollen. All diese Grundpfeiler
unseres Sozialsystems sollten wir ge-
meinsam mit dem Staatshaushalt in
der nun anstehenden Legislaturperi-
ode nachhaltig sichern. Nur so schaffen
wir auch eine langfristige finanzielle
Stabilität.

Wir werden den Staatshaushalt
nicht ohne eine Reduktion der Staats-
beiträge ausgleichen können. Bei vie-
len Staatsbeiträgen handelt es sich um
sogenannte Transferleistungen, durch

«Schnell, aber nicht überhastet handeln»
Der Staatshaushalt muss wie-
der ins Lot gebracht werden –
das erachtet auch Erbprinz
Alois als oberste Priorität. Er
sieht die Situation mit grosser
Sorge und fordert in seiner
Thronrede zur Landtagseröff-
nung, auch unkonventielle We-
ge zu prüfen.

Erbprinz Alois von und zu Liechten-
stein eröffnete gestern Vormittag die
Landtagssessionen 2013 mit folgen-
der Thronrede:

Sehr geehrte Landtagsabgeordnete

Ich gratuliere Ihnen herzlich zu Ihrer
Wahl in den Landtag. Gleichzeitig
möchte ich Ihnen auch danken, dass
Sie sich in einer Zeit grosser Heraus-
forderungen für diese wichtige und
verantwortungsvolle Aufgabe in unse-
rem Staat zur Verfügung gestellt ha-
ben.

Die grösste Herausforderung der
kommenden Legislaturperiode wird
das Ausgleichen des Staatshaushaltes
sein. Der Landesvoranschlag sieht für
2013 einen Aufwandüberschuss von
210 Mio. Franken vor. Das sind 23
Prozent des betrieblichen Aufwands
von 909 Mio. Franken bzw. 34 Prozent
des betrieblichen Ertrags von 623
Mio. Franken. Ich sehe diese Situation
mit grosser Sorge für das langfristige
Wohl unseres Landes. Die immer
noch beträchtlichen Staatsreserven
und der positive Jahresabschluss 2012

dürfen nicht den Blick darauf ver-
schleiern, dass wir strukturelle Defizi-
te haben und uns solche Fehlbeträge
nicht länger leisten können.

Wir sind deshalb alle gefordert, un-
seren Staatshaushalt so schnell wie
möglich wieder ins Lot zu bringen. Ei-
ne Verschuldung und ein Warten auf
bessere Zeiten dürfen keine Option
sein. Als Kleinstaat würden wir nur
schwer Kredite erhalten, und sie wä-
ren wahrscheinlich im Vergleich zu
grossen Staaten mit grossen Volkswirt-
schaften unverhältnismässig teuer.
Wohin eine Schuldenpolitik führen
kann, zeigt uns die prekäre Lage vieler
europäischer Staaten. Dies sollte für
uns ausreichend Abschreckung sein.

Zu Recht wird die Stabilität des Lan-
des als ein wichtiger Standortfaktor ge-
priesen. Neben der starken politischen
Stabilität und der grossen Rechts- und
Planungssicherheit brauchen wir aber
auch finanzielle Stabilität, was unseren
Staatshaushalt und eine nachhaltige Fi-
nanzierung der Sozialsysteme betrifft.
Ohne eine solche umfassende Stabili-
tät gefährden wir unsere Wirtschaft
und in Folge auch unsere Arbeitsplätze,
unsere Steuereinnahmen, unsere Sozi-
alsysteme und unseren Wohlstand.

Die Finanzierungslücke können wir
aber nicht nur durch höhere Steuern
schliessen. Dadurch würden wir mittel-
fristig Unternehmen und Arbeitsplätze
verlieren. Wir benötigen vor allem ein

weiteres Sparpaket. Das wird zu
schmerzhaften Eingriffen führen. Da-
rüber dürfen wir uns keine Illusionen
machen. Je länger wir aber diese Ein-
griffe vor uns herschieben, desto grös-
ser und unangenehmer werden sie. Da-
her müssen wir jetzt handeln, schnell
handeln, aber nicht überhastet han-
deln.

Aufbauend auf den Vorarbeiten der
alten Regierung sollte die neue Regie-
rung rasch ein gut durchdachtes Spar-
paket schnüren. Der Sparprozess sollte
gleichzeitig Landtag, Parteien, Ge-

meinden und Verbände in geeigneter
Weise mit einbeziehen, um einen breit
abgestützten nationalen Konsens si-
cherzustellen. Dabei müssen die Lan-
desinteressen im Vordergrund stehen.
Parteipolitik und Verfolgen von Parti-
kularinteressen sind bei diesem kriti-
schen Prozess nicht angebracht.

Beim Sparen sollten wir uns auch
überlegen, welche Leistungen unser
Staat auf welche Weise in Zukunft
wahrnehmen soll, wir sollten unkon-
ventionelle Wege prüfen und uns von
Tabus der Vergangenheit lösen. Sehr
bald sollten wir schon die Frage beant-
worten, ob unser Staat in Zukunft noch
durch eigene Unternehmen das Tele-
fonfestnetz betreiben muss. Eine be-
rechtigte Frage, wenn man bedenkt,
dass dies in den meisten anderen Staa-
ten nicht mehr geschieht und ein eige-
nes, auf nur rund 20 000 Festnetzan-
schlüssen aufbauendes Telefonunter-
nehmen langfristig kaum international
wettbewerbsfähige Lösungen anbieten
kann.

Der Sparprozess sollte auch vorse-
hen, dass alle nötigen Entscheide ba-
sierend auf ausreichenden Abklärun-
gen in der erste Hälfte der anstehenden
Legislaturperiode gefällt werden kön-
nen. Dies bedarf eines guten Prozess-
managements mit einer genauen Prü-
fung der Aus- und Wechselwirkungen
der geplanten Massnahmen und eines
strikten Einhaltens von zeitlichen Mei-
lensteinen.

Zeiten der grossen Herausforderun-
gen sind meist auch Zeiten der grossen
Chancen. Wenn die neue Regierung zu-
sammen mit dem neuen Landtag, den
Gemeinden und den verschiedenen
weiteren Kräften im Land den Spar-
prozess erfolgreich führt, können wir
sowohl rechtzeitig unseren Staatshaus-
halt ausgleichen als auch unseren Staat
entscheidend für eine erfolgreiche Be-
wältigung der vielen anderen Heraus-
forderungen stärken.

Mit dem Ausgleichen des Staatshaus-
haltes eng verbunden ist die nachhal-
tige Sicherung unserer Sozialsysteme.
Die jüngst veröffentlichte Generatio-
nenbilanz zeigt uns deutlich, dass ohne
grundlegende Reformen in diesem Be-
reich unser Staatshaushalt bald wieder
ins Wanken gerät. Vor allem bei der Fi-
nanzierung der AHV und der Alters-
pflege werden sich ansonsten grosse
Lücken auftun.

Bei der Altersvorsorge versteht
schon ein Primarschüler, dass unser
Pensionssystem angepasst werden

«Von Tabus der
Vergangenheit
lösen»

«Fehlbeträge kön-
nen wir uns nicht
länger leisten»

«Sparpaket wird
zu schmerzhaften
Eingriffen führen»

die die Einwohner finanzielle Unter-
stützung erhalten. Änderungen bei
den Transferleistungen können zu
Umverteilungsdiskussionen führen.
Ein gewisses Mass an Umverteilung
im Staat ist für dessen Stabilität nötig,
zu viel und schlechte Umverteilung
hingegen gefährlich.

Bei der Reduktion der Staatsbeiträ-
ge sollten wir daher nicht einfach nur
durch ein Absenken von Leistungen
auf das Schweizer Niveau Einsparun-
gen realisieren. Es wäre sinnvoll,
gleich auch die Treffsicherheit der
Transferleistungen zu prüfen. Es ist 

z. B. widersinnig von allen zu nehmen,
um wieder an alle zu verteilen. Solche
Durchlaufsysteme verursachen unnö-
tige Bürokratiekosten und erhöhen
die Gefahr, dass Mittel fehlgeleitet
werden oder versickern.

Zu komplizierte Umverteilungssys-
teme mit vielen verschiedenen Trans-
ferleistungen führen leicht zur Anhäu-
fung von Leistungen bei jenen, die die
Systeme am besten durchschauen,
statt Leistungen im ausreichenden
Masse jenen zufliessen zu lassen, die
sie benötigen. Auch entstehen häufig
Schwellenprobleme, d. h. Situationen,
bei denen sich zusätzliche Arbeitsleis-
tung nicht mehr lohnt. Wir brauchen
aber ein starkes und nachhaltig finan-
zierbares Sicherheitsnetz und keine
Hängematten.

Der Kommunismus hat gezeigt, dass
selbst die grössten Umverteilungssys-
teme keine geeigneten Mittel sind, um
Gerechtigkeit auf Erden zu schaffen.
Die kommunistischen Staaten sind
vielmehr an diesem Versuch zerbro-
chen. Am besten fördert man Gerech-
tigkeit im Staat durch ein gutes Bil-
dungssystem, bei dem alle Teile der
Bevölkerung Zugang zu den bestmög-
lichen Bildungsleistungen erhalten.
Hier haben wir noch einigen Verbes-
serungsbedarf, hier sollten wir anset-
zen.

Wir dürfen jedoch keine Reform-
massnahmen wählen, die dazu füh-
ren, dass zwar alle die gleichen Bil-
dungsleistungen erhalten, dies aber
auf einem niedrigeren Niveau. Dies
würde nur dazu führen, dass die Wohl-
habenden auf Bildungseinrichtungen
im Ausland ausweichen und das Ge-
genteil des Gewünschten erreicht
wird. Wir müssen vielmehr den weni-
ger gut Ausgestatteten einen gleich-
wertigen Zugang zu den besten Bil-
dungsleistungen im In- und Ausland
ermöglichen. Gleichzeitig sollten wir
Strukturen schaffen, die das Bildungs-
niveau ständig weiter verbessern, um
für den globalen Wettbewerb optimal
gerüstet zu sein.

Sehr geehrte Landtagsabgeordnete,

wir stehen vor einer für die Zukunft
unseres Landes entscheidende Legis-
laturperiode. Ich wünsche Ihnen alles
Gute und Gottes Segen bei Ihrer wich-
tigen Aufgabe.

«Staatshaushalt ausgleichen – Sozialsysteme nachhaltig sichern»: Erbprinz
Alois von und zu Liechtenstein weiss, dass Landtag und Regierung vor grossen
Herausforderungen stehen. Bild Daniel Schwendener

«Gerechtigkeit
durch ein gutes
Bildungssystem
fördern»

Legen einen Eid in die Hände des Erbprinzen ab: Peter Büchel (VU, links), Christoph Beck (VU, Mitte) und Herbert Elkuch (DU, rechts) geloben, «die Staatsverfassung und die bestehenden Gesetze zu hal-
ten und in dem Landtage das Wohl des Vaterlandes ohne Nebenrücksichten nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern». Bilder Daniel Schwendener


